Deutscher Bundestag 
6. Wahlperiode 


Drucksache VI/1978 


Sachgebiet 23 


Der Bundesminister Bonn-Bad Godesberg, den 11. März 1971 

für Städtebau und Wohnungswesen 

I A - R 08 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Betr. : Kinderspielplätze 

Bezug: Kleine Anfrage der Abgeordneten Dichgans, Rollmann, 
Dr. Arnold, Müller (Remscheid), Frau Dr. Wolf, Frau 
Stommel, Geisenhofer und Genossen 
- Drucksache VI/1891 - 


Die Kleine Anfrage beantworte ich namens der Bundesregierung 
wie folgt: 


1. Welche Länder haben den § 10 Abs. 2 der Musterbauordnung, 
die bei der Errichtung von Gebäuden mit mehr als drei Woh- 
nungen die Anlage eines Kinderspielplatzes vorschreibt, in ihre 
Landesbauordnungen übernommen? 


Eine entsprechende Regelung gilt in folgenden Ländern: 


Baden-Württemberg 

Bayern 

Berlin 

Hamburg 

Hessen 


(§ 13 Abs. 2 Landesbauordnung vom 
8. April 1964, GVB1. S. 151) 

(Artikel 8 Abs. 2 Landesbauordnung i. d. 
Fassung der Bekanntmachung vom 
21. August 1969, GVB1. S. 263) 

(§ 10 Abs. 4 Landesbauordnung i. d. Fas- 
sung vom 29. Januar 1971, GVB1. S. 318) 

(§ 63 Abs. 1 Landesbauordnung vom 
10. Dezember 1969, GVB1. S. 249) 

(§ 24 Abs. 4 Landesbauordnung i. d. Fas- 
sung vom 4. Juli 1966, GVB1. S. 171) 


Nordrhein-Westfalen (§10 Abs. 2 Landesbauordnung i. d. Fas- 
sung der Bekanntmachung vom 27. Januar 
1970, GVB1. S. 96) 


Rheinland-Pfalz (§11 Landesbauordnung i. d. Fassung vom 

22. Oktober 1968, GVB1. S. 226) 

Saarland (§ 10 Abs. 2 Landesbauordnung vom 

12. Mai 1965, Amtsblatt S. 529) 

Schleswig-Holstein (§ 10 Abs. 2 Landesbauordnung vom 

9. Februar 1967, GVB1. S. 51) 
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In Bremen , dessen Regierungsentwurf einer Landesbauordnung 
kurz vor der Zuleitung an die gesetzgebenden Organe steht, 
sowie in Niedersachsen , dessen Regierungs ent wurf im Landtag 
beraten wird - Drucksache 7/50 - ist die gleiche Regelung vor- 
gesehen. 


2, In welcher Weise ist gewährleistet, daß diese Vorschrift in der 
Praxis durchgeführt wird? 

Die Anlage eines Kinderspielplatzes ist zunächst vorgeschrieben 
bei Errichtung eines Gebäudes mit mehr als drei Wohnungen. 
Die Herstellung von Kinderspielplätzen kann aber nach den ge- 
nannten Landesbauordnungen auch verlangt werden bei be- 
stehenden Gebäuden, wenn dies die Gesundheit und der Schutz 
der Kinder erfordern. 

Nach den Landesbauordnungen haben die Bauaufsichtsbehörden 
der Länder u. a. bei der Errichtung, der Änderung und der In- 
standhaltung baulicher Anlagen darüber zu wachen, daß die 
öffentlich-rechtlichen Vorschriften und die aufgrund dieser Vor- 
schriften erlassenen Anordnungen eingehalten werden. Zu die- 
sen Vorschriften und Anordnungen zählen auch diejenigen, die 
die Pflicht zur Anlage von Kinderspielplätzen regeln oder im 
Einzelfall zur Auflage machen. 

Die Bauaufsichtsbehörden haben demnach bei der Errichtung 
eines entsprechenden Gebäudes zu prüfen, ob auf dem Bau- 
grundstück ein Kinderspielplatz vorgesehen ist. Ist dies nicht der 
Fall, so haben sie der Baugenehmigung eine entsprechende Auf- 
lage beizufügen. 

Die Bauaufsichtsbehörden haben weiterhin die Ausführung ge- 
nehmigungspflichtiger Bauvorhaben zu überwachen. Kommt ein 
Bauherr der sich aus der Baugenehmigung ergebenden Ver- 
pflichtung zur Anlage eines Kinderspielplatzes nicht nach, so 
müssen die Bauaufsichtsbehörden diese Verpflichtung im Ver- 
waltungszwangswege durchsetzen. 

Das gleiche gilt für die Änderung eines bestehenden Gebäudes. 
Liegen die gesetzlichen Voraussetzungen für die Pflicht zur An- 
lage eines Kinderspielplatzes auch nach der Änderung vor, so 
haben die Bauaufsichtsbehörden für die Erhaltung des Spiel- 
platzes zu sorgen. 

Schließlich sind die Bauaufsichtsbehörden verpflichtet zu über- 
wachen, daß bestehende bauliche Anlagen den öffentlich-recht- 
lichen Vorschriften entsprechend instandgehalten werden. Die 
Bauaufsichtsbehörden sind gehalten zu verhindern, daß ein ein- 
mal für ein Gebäude mit mehr als drei Wohnungen angelegter 
Kinderspielplatz später beseitigt wird. 

Einige Länder haben ihre Bauaufsichtsbehörden durch besondere 
Runderlasse auf die Bedeutung der Anlagen von Kinderspiel- 
plätzen hingewiesen; so Schleswig-Holstein durch Erlaß vom 
20. April 1968, Amtsblatt Schl. -H. S. 387. Der Innenminister des 
Landes Nordrhein- Westfalen hat die Herausgabe eines Erlasses 
angekündigt. 
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3. Was beabsichtigt die Bundesregierung zu tun, um diejenigen 
Länder, die bisher diese Vorschrift noch nicht in die Landes- 
gesetzgebung übernommen haben, hierzu zu veranlassen? 

Mit dem in nächster Zeit zu erwartenden Inkrafttreten einer 
entsprechenden Regelung in Bremen und Niedersachsen haben 
alle Bundesländer den Vorschlag der Musterbauordnung in ihre 
Landesgesetzgebung übernommen. 


4. Ist die Bundesregierung bereit, in den Beratungen zum Städte- 
bauförderungsgesetz im Ausschuß für Städtebau und Wohnungs- 
wesen folgenden Antrag zu unterstützen: 

In § 3 Abs. 3 des Entwurfs eines Städtebauförderungsgesetzes 
(Drucksache VI/510) ist nach dem Buchstaben e folgender Buch- 
stabe anzufügen: 

„ f) die Ausstattung des Gebietes mit Anlagen des Gemein- 
bedarfs, Grün- und Erholungsanlagen, Kindergärten und 
Spielplätzen sowie Sport- und Freizeitstätten;". 

In § 3 Abs. 3 Nr. 2c des Regierangsentwurfs eines Städtebau- 
förderangsgesetzes ist ausdrücklich bestimmt, daß bei der Beur- 
teilung, ob in einem Gebiet städtebauliche Mißstände vorliegen, 
insbesondere die infrastrukturelle Erschließung dieses Gebiets 
sowie seine Ausstattung mit Anlagen des Gemeinbedarfs zu 
berücksichtigen sind. Nach der Definition des Begriffs Gemein- 
bedarf in § 5 Abs. 2 Nr. 2 BBauG fallen hierunter auch Kinder- 
gärten sowie bauliche Anlagen, die der Erholung und Freizeit- 
gestaltung dienen. Zur infrastrukturellen Erschließung eines Ge- 
biets gehören Grünflächen, zu denen Spiel- und Sportplätze 
zählen (§ 5 Abs. 2 Nr. 5 BBauG). 

Auch bei den Beratungen des § 3 Abs. 3 Nr. 2c des Entwurfs 
eines Städtebauförderungsgesetzes im Bundestagsausschuß für 
Städtebau und Wohnungswesen wurde darauf hin ge wiesen, daß 
durch diese Vorschrift die Ausstattung des Gebiets mit Grün- 
und Erholungsanlagen, Kindergärten und Spielplätzen sowie 
Sport- und Freizeitstätten angesprochen wird. Es wurde be- 
schlossen, hierauf im Schriftlichen Bericht des Ausschusses hin- 
zuweisen. 

Die Bundesregierung ist jedoch bereit, bei den Beratungen 
des Entwurfs in den Bundestagsausschüssen einen Antrag zu 
unterstützen, daß zur Klarstellung des Gewollten das Wort 
„Grünflächen" in § 3 Abs. 3 Nr. 2c des Entwurfs ausdrücklich 
genannt wird. 

In Vertretung 

Dr. Storck 
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